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III. Nachtrag zum Steuergesetz
vom 28. September 20081

Der Kantonsrat des Kantons St.Gallen

hat von der Botschaft der Regierung vom 4. Dezember 20072

Kenntnis genommen und 

erlässt

als Gesetz:

I.

Das Steuergesetz vom 9. April 19983 wird wie folgt geändert:

Art. 1. Der Staat erhebt: 
a) Einkommens- und Vermögenssteuern von natürlichen Personen; 
b) Gewinn- und Kapitalsteuern von juristischen Personen; 
c) Quellensteuern von bestimmten natürlichen und juristischen

Personen; 
d) Grundstückgewinnsteuern von natürlichen und bestimmten juris-

tischen Personen;
e) Erbschafts- und Schenkungssteuern von natürlichen Personen

und bestimmten juristischen Personen. 

Art. 7. Der Staat erhebt ausserdem jährlich Zuschläge zu den
Gewinn- und Kapitalsteuern sowie zu den Grundstückgewinn-
steuern.

Die Zuschläge betragen 220 Prozent der einfachen Steuer je
Steuerart.

1 Vom Kantonsrat erlassen am 16. April 2008, in der Volksabstimmung ange-
nommen und rechtsgültig geworden am 28. September 2008; Abschnitt I
Art. 8 Abs. 1 Bst. a und Art. 50 Abs. 1 und 2 sowie Abschnitt III in Vollzug ab
1. Januar 2011, Art. 32bis, Art. 33 Abs.1 Bst. c, Art. 43, Art. 45 Abs. 1 Bst. a,
Art. 52bis, Art. 55, Art. 87 Abs. 1 und 4, Art. 90 Abs. 1 und Art. 91 Abs. 1 bis 3
in Vollzug ab der Inkraftsetzung des Bundesgesetzes über die Verbesserun-
gen der steuerlichen Rahmenbedingungen für unternehmerische Tätigkeiten
und Investitionen vom 23. März 2007, übrige Bestimmungen in Vollzug ab
1. Januar 2009.

2 ABl 2008, 105 ff.
3 sGS 811.1.

Steuerhoheiten
und Steuerarten
a) Staat

Zuschläge 
a) Zuschläge
zur Staatssteuer

In der Gesetzessammlung veröffentlicht im Dezember 2008 811.1



nGS 43–159

811.1 2

Art. 8. Die politischen Gemeinden, in denen die Steuerpflicht
besteht, erhalten: 
a) 115 Prozent der einfachen Steuer von den festen Zuschlägen zu

den Gewinn- und Kapitalsteuern; 
b) 120 Prozent der einfachen Steuer von den festen Zuschlägen zu

den Grundstückgewinnsteuern. 

Führt der katholische Konfessionsteil in St.Gallen eine Sekundar-
oder Realschule, erhält er einen angemessenen Anteil an den der po-
litischen Gemeinde St.Gallen zukommenden Gemeindeanteilen.

Art. 22bis (neu). Einkommen und Vermögen der kollektiven
Kapitalanlagen nach dem eidgenössischen Kollektivanlagengesetz
vom 23. Juni 20061 werden den Anlegern anteilsmässig zugerech-
net. Davon ausgenommen sind die kollektiven Kapitalanlagen mit
direktem Grundbesitz.

Art. 32. Stille Reserven einer Personenunternehmung (Einzel-
unternehmen, Personengesellschaft) werden bei Umstrukturierun-
gen, insbesondere im Fall der Fusion, Spaltung oder Umwandlung,
nicht besteuert, soweit die Steuerpflicht in der Schweiz fortbesteht
und die bisher für die Einkommenssteuer massgeblichen Werte
übernommen werden: 
a) bei der Übertragung von Vermögenswerten auf eine andere Per-

sonenunternehmung; 
b) bei der Übertragung eines Betriebs oder eines Teilbetriebs auf

eine juristische Person; 
c) beim Austausch von Beteiligungs- oder Mitgliedschaftsrechten

anlässlich von Umstrukturierungen im Sinn von Art. 88 Abs.1
dieses Erlasses oder von fusionsähnlichen Zusammenschlüssen. 

Bei einer Umstrukturierung nach Abs.1 Bst. b dieser Bestim-
mung werden die übertragenen stillen Reserven im Verfahren nach
Art. 199 ff. dieses Erlasses nachträglich besteuert, soweit während
den der Umstrukturierung nachfolgenden fünf Jahren Beteiligungs-
oder Mitgliedschaftsrechte zu einem über dem übertragenen steuer-
lichen Eigenkapital liegenden Preis veräussert werden. Die juris-
tische Person kann in diesem Fall entsprechende, als Gewinn ver-
steuerte stille Reserven geltend machen.

Die Besteuerung der stillen Reserven kann, solange die Steuer-
pflicht im Kanton besteht, unterbleiben, wenn eine Personenunter-
nehmung als Folge der Umstrukturierung ganz oder teilweise in
eine Holding- oder Domizilgesellschaft überführt wird.

Art. 32bis (neu). Wird ein Grundstück des Anlagevermögens
aus dem Geschäftsvermögen in das Privatvermögen überführt, wird
im Zeitpunkt der Überführung nur die Differenz zwischen den

b) Gemeinde-
anteile

c) Kollektive
Kapital-
anlagen

2. Aufschub der
Besteuerung
stiller Reserven 
2.1 Umstruktu-
rierungen

2.2 Weitere 
Tatbestände

1 SR 951.31; AS 2006, 5379.
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Anlagekosten und dem massgebenden Einkommenssteuerwert be-
steuert, wenn der Steuerpflichtige dies verlangt. In diesem Fall gel-
ten die Anlagekosten als neuer massgebender Einkommenssteuer-
wert, und die Besteuerung der übrigen stillen Reserven als Einkom-
men aus selbständiger Erwerbstätigkeit wird bis zur Veräusserung
des Grundstücks aufgeschoben.

Die Verpachtung eines Geschäftsbetriebs gilt nur auf Antrag des
Steuerpflichtigen als Überführung in das Privatvermögen.

Wird bei einer Erbteilung der Geschäftsbetrieb nicht von allen
Erben fortgeführt, wird die Besteuerung der stillen Reserven auf
Gesuch der den Betrieb übernehmenden Erben bis zur späteren
Realisierung aufgeschoben, soweit diese Erben die bisherigen für
die Einkommenssteuer massgebenden Werte übernehmen.

Art. 33. Steuerbar sind die Erträge aus beweglichem Vermögen,
insbesondere: 
a) Zinsen aus Guthaben, einschliesslich ausbezahlter Erträge aus

rückkaufsfähigen Kapitalversicherungen mit Einmalprämie im
Erlebensfall oder bei Rückkauf, ausser wenn diese Kapitalver-
sicherungen der Vorsorge dienen. Als der Vorsorge dienend gilt
die Auszahlung der Versicherungsleistung ab dem vollendeten
60. Altersjahr des Versicherten aufgrund eines wenigstens fünf-
jährigen Vertragsverhältnisses, das vor Ablauf des 66. Alters-
jahres eingegangen wurde;

b) Einkünfte aus der Veräusserung oder Rückzahlung von Obliga-
tionen mit überwiegender Einmalverzinsung (globalverzinsliche
Obligationen, Diskont-Obligationen), die dem Inhaber anfallen;

c) Dividenden, Gewinnanteile, Liquidationsüberschüsse und geld-
werte Vorteile aus Beteiligungen aller Art, soweit sie keine
Rückzahlung von Grund- oder Stammkapital sowie von Ein-
lagen, Aufgeldern und Zuschüssen, die von den Inhabern der
Beteiligungsrechte nach dem 31. Dezember 1996 geleistet wor-
den sind, darstellen. Ein bei der Rückgabe von Beteiligungsrech-
ten im Sinn von Art. 4a des Bundesgesetzes vom 13. Oktober
1965 über die Verrechnungssteuer an die Kapitalgesellschaft
oder Genossenschaft erzielter Vermögensertrag gilt in dem Jahr
als realisiert, in welchem die Verrechnungssteuerforderung ent-
steht (Art.12 Abs.1 und 1bis des Bundesgesetzes vom 13. Okto-
ber 1965 über die Verrechnungssteuer);

d) Einkünfte aus Vermietung, Verpachtung, Nutzniessung oder 
sonstiger Nutzung beweglicher Sachen oder nutzbarer Rechte;

e) Einkünfte aus Anteilen an kollektiven Kapitalanlagen, soweit die
Gesamterträge die Erträge aus direktem Grundbesitz übersteigen;

f) Einkünfte aus immateriellen Gütern.

Nicht steuerbar ist der Erlös aus Bezugsrechten, die zum Privat-
vermögen des Steuerpflichtigen gehören.

d) Bewegliches
Vermögen 
1. Grundsatz
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Art.33bis (neu). Als Erträge aus beweglichem Vermögen gelten
im Weiteren: 
a) der Erlös aus dem Verkauf einer Beteiligung von wenigstens 20

Prozent am Grund- oder Stammkapital einer Kapitalgesellschaft
oder Genossenschaft aus dem Privatvermögen in das Geschäfts-
vermögen einer anderen natürlichen oder einer juristischen Per-
son, soweit innert 5 Jahren nach dem Verkauf, unter Mitwirkung
des Verkäufers, nicht betriebsnotwendige Substanz ausgeschüttet
wird, die im Zeitpunkt des Verkaufs bereits vorhanden und han-
delsrechtlich ausschüttungsfähig war. Dies gilt sinngemäss auch,
wenn innert 5 Jahren mehrere Beteiligte eine solche Beteiligung
gemeinsam verkaufen oder Beteiligungen von insgesamt wenig-
stens 20 Prozent verkauft werden. Ausgeschüttete Substanz wird
beim Verkäufer gegebenenfalls im Verfahren nach Art.199 ff. die-
ses Erlasses nachträglich besteuert; 

b) der Erlös aus der Übertragung einer Beteiligung von wenigstens
5 Prozent am Grund- oder Stammkapital einer Kapitalgesell-
schaft oder Genossenschaft aus dem Privatvermögen in das Ge-
schäftsvermögen einer Personenunternehmung oder einer juris-
tischen Person, an welcher der Veräusserer oder Einbringer nach
der Übertragung zu wenigstens 50 Prozent am Kapital beteiligt
ist, soweit die gesamthaft erhaltene Gegenleistung den Nennwert
der übertragenen Beteiligung übersteigt. Dies gilt sinngemäss
auch, wenn mehrere Beteiligte die Übertragung gemeinsam vor-
nehmen. 

Mitwirkung nach Abs.1 Bst. a dieser Bestimmung liegt vor,
wenn der Verkäufer weiss oder wissen muss, dass der Gesellschaft
zur Finanzierung des Kaufpreises Mittel entnommen und nicht wie-
der zugeführt werden.

Art. 34. Steuerbar sind die Erträge aus unbeweglichem Vermö-
gen, insbesondere: 
a) alle Einkünfte aus Vermietung, Verpachtung, Nutzniessung oder

sonstiger Nutzung; 
b) der Mietwert von Grundstücken, soweit sie dem Steuerpflichtigen

aufgrund von Eigentum oder aufgrund eines unentgeltlichen Nut-
zungsrechts für den Eigengebrauch zur Verfügung stehen; 

c) Einkünfte aus Baurechtsverträgen; 
d) Einkünfte aus der Ausbeutung von Kies, Sand und anderen

Bestandteilen des Bodens. 

Der Mietwert nach Abs. 1 Bst. b dieser Bestimmung entspricht
dem mittleren Preis, zu dem Grundstücke gleicher oder ähnlicher
Grösse, Lage und Beschaffenheit in der betreffenden Gegend ver-
mietet werden. Er ist auch dann voll steuerbar, wenn das Grund-
stück zu einem tieferen Mietzins an eine nahe stehende Person ver-
mietet oder verpachtet wird. 

2. Besondere
Fälle

e) Unbe-
wegliches 
Vermögen
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Der Mietwert des Eigenheims, das der Steuerpflichtige an sei-
nem Wohnsitz dauernd selbst bewohnt, wird um 30 Prozent herab-
gesetzt.

Art. 43. Werden Gegenstände des betriebsnotwendigen Anlage-
vermögens ersetzt, können die stillen Reserven auf die als Ersatz
erworbenen Anlagegüter übertragen werden, wenn diese ebenfalls
betriebsnotwendig sind. Als übertragene stille Reserve gilt auch der
wieder angelegte, aufgeschobene Grundstückgewinn im Sinn von
Art.132 Abs.1 Bst. d dieses Gesetzes. Ausgeschlossen ist die Über-
tragung von stillen Reserven auf Grundstücken auf Gegenstände
des beweglichen Vermögens und die Übertragung auf Vermögen
ausserhalb der Schweiz.

Erfolgt die Ersatzbeschaffung nicht im gleichen Geschäftsjahr,
kann im Umfang der stillen Reserven eine Rückstellung gebildet
werden. Wird diese Rückstellung nicht innert angemessener Frist
zur Abschreibung auf dem Ersatzobjekt verwendet, wird sie dem
Geschäftsertrag zugerechnet.

Betriebsnotwendig ist Anlagevermögen, das dem Betrieb unmit-
telbar dient; ausgeschlossen sind insbesondere Vermögensobjekte,
die dem Unternehmen nur als Vermögensanlage oder nur durch
ihren Ertrag dienen.

Art. 45. Von den Einkünften werden abgezogen: 
a) die privaten Schuldzinsen, soweit sie nicht als Anlagekosten gel-

ten, im Umfang der nach Art. 33, 33bis und 34 dieses Erlasses
steuerbaren Vermögenserträge zuzüglich Fr. 50 000.–;

b) die dauernden Lasten sowie 40 Prozent der bezahlten Leibren-
ten;

c) die Unterhaltsbeiträge an den geschiedenen, gerichtlich oder
tatsächlich getrennt lebenden Ehegatten sowie die Unterhalts-
beiträge an einen Elternteil für die unter dessen elterlicher Sorge
oder Obhut stehenden Kinder, nicht jedoch Leistungen in Erfül-
lung anderer familienrechtlicher Unterhalts- oder Unterstüt-
zungspflichten;

d) die nach Gesetz, Statut oder Reglement geleisteten Einlagen,
Prämien und Beiträge an die Alters-, Hinterlassenen- und In-
validenversicherung und an Einrichtungen der beruflichen Vor-
sorge;

e) Einlagen, Prämien und Beiträge zum Erwerb von Ansprüchen
auf Leistungen aus anerkannten Formen der gebundenen Selbst-
vorsorge nach Art. 82 BVG;

f) die Prämien und Beiträge für die Erwerbsersatzordnung, die
Arbeitslosenversicherung und die obligatorische Unfallversiche-
rung;

4. Ersatz-
beschaffungen

e) Allgemeine
Abzüge 
1. Von der
Höhe des 
Einkommens
unabhängige
Abzüge
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g) die Einlagen, Prämien und Beiträge für die Lebens-, die Kran-
ken- und die nicht unter Bst. f dieser Bestimmung fallende
Unfallversicherung sowie die Zinsen von Sparkapitalien des
Steuerpflichtigen und der von ihm unterhaltenen Personen, bis
zum Gesamtbetrag von Fr. 4800.– für gemeinsam steuerpflich-
tige Ehegatten und von Fr. 2400.– für die übrigen Steuerpflich-
tigen. Diese Abzüge erhöhen sich um Fr. 1000.– für gemeinsam
steuerpflichtige Ehegatten und um Fr. 500.– für die übrigen 
Steuerpflichtigen, wenn keine Beiträge nach Bst. d und e dieser
Bestimmung abgezogen werden. Sie erhöhen sich um Fr. 600.–
für jedes Kind, für das der Steuerpflichtige einen Kinderabzug
geltend machen kann;

h) die Kosten der Betreuung von Kindern unter 15 Jahren durch
Drittpersonen, höchstens Fr. 5000.– für jedes Kind, für das der
Steuerpflichtige einen Kinderabzug nach Art. 48 Abs.1 Bst. a
Ziff.1 oder 2 dieses Erlasses beanspruchen kann, wenn bei ge-
meinsam steuerpflichtigen Eltern beide einer Erwerbstätigkeit
nachgehen oder einer der beiden dauernd erwerbsunfähig ist.
Den ledigen, getrennt lebenden, geschiedenen oder verwitweten
Steuerpflichtigen steht der Abzug zu, wenn sie einer Erwerbs-
tätigkeit nachgehen oder dauernd erwerbsunfähig sind.

Bei gemeinsam steuerpflichtigen Ehegatten werden vom Erwerbs-
einkommen, das ein Ehegatte unabhängig vom Beruf, Geschäft oder
Gewerbe des andern Ehegatten erzielt, Fr. 500.– abgezogen; ein glei-
cher Abzug wird bei erheblicher Mitarbeit eines Ehegatten im Beruf,
Geschäft oder Gewerbe des andern Ehegatten gewährt.

Art. 50. Die einfache Steuer vom Einkommen beträgt:      Fr.

0 Prozent für die ersten 11 000.–
4 Prozent für die weiteren 4 000.–
6 Prozent für die weiteren 17 000.–
8 Prozent für die weiteren 25 000.–
9,2 Prozent für die weiteren 36 000.–
9,4 Prozent für die weiteren 157 000.–

Für steuerbare Einkommen über Fr. 250 000.– beträgt die ein-
fache Steuer für das ganze Einkommen 8,5 Prozent.

Für gemeinsam steuerpflichtige Ehegatten wird der Steuersatz
des halben steuerbaren Einkommens angewendet.

Abs. 3 dieser Bestimmung wird auch auf verwitwete, getrennt
lebende, geschiedene und ledige Steuerpflichtige angewendet, die
mit Kindern oder unterstützungsbedürftigen Personen zusammen
leben und deren Unterhalt zur Hauptsache bestreiten.

h) Steuer-
berechnung 
1. Steuersatz
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Ausgeschüttete Gewinne von Kapitalgesellschaften und Genos-
senschaften mit Sitz in der Schweiz werden zur Hälfte des für das
steuerbare Gesamteinkommen anwendbaren Steuersatzes besteuert,
wenn die steuerpflichtige Person mit wenigstens 10 Prozent am
Aktien-, Grund- oder Stammkapital beteiligt ist.

Art. 52bis (neu). Wird die selbständige Erwerbstätigkeit nach
dem vollendeten 55. Altersjahr oder wegen Unfähigkeit zur Weiter-
führung infolge Invalidität definitiv aufgegeben, wird die Summe
der in den letzten zwei Geschäftsjahren realisierten stillen Reserven
gesondert besteuert. Einkaufsbeiträge nach Art. 45 Abs.1 Bst. d die-
ses Erlasses sind abziehbar.

Werden keine Einkaufsbeiträge nach Art. 45 Abs.1 Bst. d dieses
Erlasses abgezogen, bestimmt sich die einfache Steuer auf dem
Betrag der realisierten stillen Reserven, für den der Steuerpflichtige
die Zulässigkeit eines Einkaufs nachweist, nach Art. 52 Abs. 2 die-
ses Erlasses. Für den Restbetrag der realisierten stillen Reserven
bestimmt sich die einfache Steuer ebenfalls nach Art. 52 Abs. 2 die-
ses Erlasses.

Abs.1 und 2 dieser Bestimmung gelten auch für den überleben-
den Ehegatten, die anderen Erben und die Vermächtnisnehmer,
wenn sie das übernommene Unternehmen nicht fortführen. Die
steuerliche Abrechnung erfolgt spätestens fünf Kalenderjahre nach
Ablauf des Todesjahres des Erblassers. 

Art. 53. Der Vermögenssteuer unterliegt das gesamte Reinver-
mögen.

Nutzniessungsvermögen wird dem Nutzniesser zugerechnet.
Bei Anteilen an kollektiven Kapitalanlagen ist die Wertdifferenz

zwischen den Gesamtaktiven der kollektiven Kapitalanlage und
deren direktem Grundbesitz steuerbar.

Art. 55. Immaterielle Güter und bewegliches Vermögen, die zum
Geschäftsvermögen des Steuerpflichtigen gehören, werden zum
Einkommenssteuerwert bewertet.

Art. 65. Die einfache Steuer vom steuerbaren Vermögen beträgt
1,7 Promille.

Restbeträge des steuerbaren Vermögens unter Fr. 1000.– fallen
für die Steuerberechnung ausser Betracht.

Art. 70. Als juristische Personen werden besteuert: 
a) die Kapitalgesellschaften (Aktiengesellschaften, Kommandit-

aktiengesellschaften, Gesellschaften mit beschränkter Haftung)
und die Genossenschaften; 

b) die Vereine, die Stiftungen, die Korporationen des Privatrechts
sowie die Körperschaften und die Anstalten des öffentlichen
Rechts. 

4. Liquida-
tionsgewinne
mit Vorsorge-
charakter

Steuerbares
Vermögen

b) Bewegliches
Vermögen 
1. Geschäfts-
vermögen

b) Steuersatz

Steuersubjekt



nGS 43–159

811.1 8

Die kollektiven Kapitalanlagen mit direktem Grundbesitz nach
Art. 58 des eidgenössischen Kollektivanlagengesetzes vom 23. Juni
20061 sind den juristischen Personen gleichgestellt. Die Invest-
mentgesellschaften mit festem Kapital nach Art.110 des eidgenös-
sischen Kollektivanlagengesetzes vom 23. Juni 20061 werden wie
Kapitalgesellschaften besteuert.

Ausländische juristische Personen sowie aufgrund wirtschaft-
licher Zugehörigkeit steuerpflichtige ausländische Handelsgesell-
schaften und andere ausländische Personengesamtheiten ohne juris-
tische Persönlichkeit sind den inländischen juristischen Personen
gleichgestellt, denen sie rechtlich oder tatsächlich am ähnlichsten
sind.

Art. 80. Von der Steuerpflicht sind befreit: 
a) der Bund und seine Anstalten, soweit das Bundesrecht es vor-

sieht; 
b) der Staat und seine Anstalten; 
c) der katholische und der evangelische Konfessionsteil sowie ihre

Anstalten, die Christkatholische Kirchgemeinde St.Gallen und
die Israelitische Gemeinde St.Gallen; 

d) die politischen Gemeinden, die Schul-, die katholischen und die
evangelischen Kirchgemeinden sowie ihre Anstalten; 

e) die Einrichtungen der beruflichen Vorsorge von Unternehmen
mit Sitz oder Betriebsstätte in der Schweiz und von ihnen nahe-
stehenden Unternehmen sowie die Einrichtungen des öffent-
lichen Rechts, sofern deren Mittel dauernd und ausschliesslich
der Personalvorsorge dienen; 

f) die inländischen Sozialversicherungs- und Ausgleichskassen,
insbesondere Arbeitslosen-, Krankenversicherungs-, Alters-, 
Invaliden- und Hinterlassenenversicherungskassen, soweit das
Bundesrecht es vorsieht; 

g) die juristischen Personen, die öffentliche oder gemeinnützige
Zwecke verfolgen, für den Gewinn und das Kapital, die aus-
schliesslich und unwiderruflich diesen Zwecken gewidmet sind.
Unternehmerische Zwecke sind grundsätzlich nicht gemeinnüt-
zig. Der Erwerb und die Verwaltung von wesentlichen Kapital-
beteiligungen an Unternehmen gelten als gemeinnützig, wenn
das Interesse an der Unternehmenserhaltung dem gemeinnützi-
gen Zweck untergeordnet ist und keine geschäftsleitenden Tätig-
keiten ausgeübt werden; 

h) die juristischen Personen, die kantonal oder gesamtschweize-
risch Kultuszwecke verfolgen, für den Gewinn und das Kapital,
die ausschliesslich und unwiderruflich diesen Zwecken gewid-
met sind; 

1 SR 951.31; AS 2006, 5379.

Ausnahmen
von der 
Steuerpflicht
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i) die ausländischen Staaten für ihre ausschliesslich dem unmittel-
baren Gebrauch der diplomatischen und konsularischen Vertre-
tungen bestimmten Liegenschaften, unter Vorbehalt des Gegen-
rechts; 

j) die kollektiven Kapitalanlagen mit direktem Grundbesitz, sofern
deren Anleger ausschliesslich steuerbefreite Einrichtungen der
beruflichen Vorsorge nach Bst. e oder steuerbefreite inländische
Sozialversicherungs- und Ausgleichskassen nach Bst. f dieses
Absatzes sind.

Die Regierung kann ausserdem konzessionierte Verkehrsunter-
nehmen ganz oder teilweise von der Steuerpflicht befreien, wenn
die verkehrspolitische Bedeutung des Unternehmens und dessen
finanzielle Lage es rechtfertigen.

Für die gemäss Abs.1 Bst. e bis h und j dieser Bestimmung von
der Steuerpflicht befreiten juristischen Personen bleibt die Erhe-
bung der Grundstückgewinnsteuer vorbehalten.

Art. 82. Der steuerbare Reingewinn setzt sich zusammen aus: 
a) dem Saldo der Erfolgsrechnung; 
b) allen vor Berechnung des Saldos der Erfolgsrechnung aus-

geschiedenen Teilen des Geschäftsergebnisses, die nicht zur
Deckung von geschäftsmässig begründetem Aufwand verwendet
werden, wie insbesondere: 
1. Kosten für die Anschaffung, Herstellung oder Wertvermeh-

rung von Gegenständen des Anlagevermögens, 
2. geschäftsmässig nicht begründete Abschreibungen, Wert-

berichtigungen und Rückstellungen, 
3. Einlagen in die Reserven, 
4. Einzahlungen auf das Eigenkapital aus Mitteln der juris-

tischen Person, 
5. offene und verdeckte Gewinnausschüttungen sowie Gewinn-

vorwegnahmen, 
6. geschäftsmässig nicht begründete Zuwendungen an Dritte; 

c) den der Erfolgsrechnung nicht gutgeschriebenen Erträgen, mit
Einschluss der Kapital-, Aufwertungs- und Liquidationsge-
winne. Der Liquidation ist die Beendigung der Steuerpflicht
zufolge Verlegung des Sitzes oder der tatsächlichen Verwaltung,
eines Geschäftsbetriebs oder einer Betriebsstätte ins Ausland
gleichgestellt; 

d) den Zinsen auf verdecktem Eigenkapital. 

Der steuerbare Reingewinn juristischer Personen, die keine
Erfolgsrechnung erstellen, bestimmt sich sachgemäss nach Abs.1
dieser Bestimmung.

Bei kollektiven Kapitalanlagen mit direktem Grundbesitz gelten
die Nettoerträge aus direktem Grundbesitz als steuerbare Gewinne.

b) Berechnung
des Reingewinns 
1. Grundsätze
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Art. 86. Verluste aus den sieben der Steuerperiode vorangegan-
genen Geschäftsjahren können vom Reingewinn abgezogen wer-
den, soweit sie bei der Berechnung des steuerbaren Reingewinns
dieser Jahre nicht berücksichtigt werden konnten.

Mit Leistungen zum Ausgleich einer Unterbilanz im Rahmen
einer Sanierung, die nicht Kapitaleinlagen nach Art. 83 Bst. a dieses
Gesetzes sind, können auch Verluste verrechnet werden, die in
früheren Geschäftsjahren entstanden sind und noch nicht mit
Gewinnen verrechnet werden konnten.

Art.87. Werden Gegenstände des betriebsnotwendigen Anlage-
vermögens ersetzt, können die stillen Reserven auf die als Ersatz
erworbenen Anlagegüter übertragen werden, wenn diese ebenfalls
betriebsnotwendig sind. Ausgeschlossen ist die Übertragung von
stillen Reserven auf Grundstücken auf Gegenstände des beweg-
lichen Anlagevermögens und die Übertragung auf Vermögen aus-
serhalb der Schweiz. 

Erfolgt die Ersatzbeschaffung nicht im gleichen Geschäftsjahr,
kann im Umfang der stillen Reserven eine Rückstellung gebildet
werden. Wird diese Rückstellung nicht innert angemessener Frist
zur Abschreibung auf dem Ersatzobjekt verwendet, wird sie dem
steuerbaren Reingewinn zugerechnet. 

Betriebsnotwendig ist Anlagevermögen, das dem Betrieb unmit-
telbar dient; ausgeschlossen sind insbesondere Vermögensobjekte,
die dem Unternehmen nur als Vermögensanlage oder nur durch
ihren Ertrag dienen.

Beim Ersatz von Beteiligungen können die stillen Reserven auf
eine neue Beteiligung übertragen werden, sofern die veräusserte
Beteiligung wenigstens 10 Prozent des Grund- oder Stammkapitals
oder wenigstens 10 Prozent des Gewinns und der Reserven der
anderen Gesellschaft ausmacht und diese Beteiligung während
wenigstens eines Jahres im Besitz der Kapitalgesellschaft oder
Genossenschaft war.

Art. 89. Die Kapitalgesellschaften und die Genossenschaften
entrichten als einfache Steuer 3,75 Prozent vom steuerbaren Ge-
winn.

Art. 90. Für Kapitalgesellschaften und Genossenschaften, die zu
wenigstens 10 Prozent am Grund- oder Stammkapital oder am
Gewinn und an den Reserven anderer Gesellschaften beteiligt sind
oder deren Beteiligung an solchem Kapital einen Verkehrswert von
wenigstens Fr. 1 000 000.– aufweist, ermässigt sich die Gewinn-
steuer im Verhältnis des Nettoertrags aus diesen Beteiligungen zum
gesamten Reingewinn.
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Der Nettoertrag aus Beteiligungen entspricht dem Ertrag aus
Beteiligungen, vermindert um die anteiligen Verwaltungskosten
von 5 Prozent oder um die nachgewiesenen tatsächlichen Verwal-
tungskosten sowie um die anteiligen Finanzierungskosten. Als Fi-
nanzierungskosten gelten Schuldzinsen sowie weitere Kosten, die
wirtschaftlich den Schuldzinsen gleichzustellen sind.

Der Ertrag aus einer Beteiligung wird bei der Berechnung der
Ermässigung nicht berücksichtigt, soweit auf der gleichen Betei-
ligung eine Abschreibung vorgenommen wird, die mit der Gewinn-
ausschüttung im Zusammenhang steht.

Art. 91. Zum Ertrag aus Beteiligungen gehören, unter Vorbehalt
von Abs. 2 bis 4 dieser Bestimmung, auch die Kapitalgewinne auf
diesen Beteiligungen, die Erlöse aus den dazugehörigen Bezugs-
rechten sowie die Buchgewinne infolge Aufwertung nach Art. 670
OR.

Kapitalgewinne und Buchgewinne infolge Aufwertung nach
Art. 670 OR werden bei der Berechnung der Ermässigung nach
Art. 90 dieses Gesetzes nur berücksichtigt: 
a) soweit der Erlös oder die Aufwertung die Gestehungskosten

übersteigt; 
b) sofern die veräusserte oder aufgewertete Beteiligung wenigstens

10 Prozent des Grund- oder Stammkapitals der anderen Gesell-
schaft betrug oder einen Anspruch auf wenigstens 10 Prozent des
Gewinns und der Reserven einer anderen Gesellschaft begrün-
dete und als solche während wenigstens eines Jahres im Besitz
der Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft war.

Fällt die Beteiligungsquote infolge Teilveräusserung unter 10
Prozent, kann die Ermässigung für jeden folgenden Veräusserungs-
gewinn nur gewährt werden, wenn die Beteiligungsrechte am Ende
des Steuerjahres vor dem Verkauf einen Verkehrswert von wenigs-
tens Fr.1 000 000.– hatten.  

Die Gestehungskosten werden um die vorgenommenen Ab-
schreibungen herabgesetzt, soweit diese eine Kürzung der Ermässi-
gung nach Art. 90 Abs. 3 dieses Gesetzes zur Folge hatten. Nach
einer Aufwertung nach Art. 670 OR werden die Gestehungskosten
entsprechend erhöht. Bei Beteiligungen, die bei einer erfolgsneu-
tralen Umstrukturierung zu Buchwerten übertragen worden sind,
wird auf die ursprünglichen Gestehungskosten abgestellt.

Art. 95. Für Vereine, Stiftungen, Korporationen des Privatrechts
und kollektive Kapitalanlagen mit direktem Grundbesitz berech-
net sich die einfache Steuer vom steuerbaren Gewinn nach Art. 50
Abs. 1 und 2 dieses Gesetzes. Sie beträgt jedoch wenigstens 3 Pro-
zent.

Gewinne, die auf 12 Monate berechnet Fr. 10 000.– nicht errei-
chen, werden nicht besteuert.
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Art. 98. Als steuerbares Eigenkapital gilt bei: 
a) den übrigen juristischen Personen das Reinvermögen; 
b) den kollektiven Kapitalanlagen der auf den direkten Grundbesitz

entfallende Anteil am Reinvermögen. 

Die Vermögenswerte werden nach den für die Vermögenssteuer
natürlicher Personen geltenden Grundsätzen bewertet.

Bei Veräusserung oder Zweckentfremdung von zum Ertragswert
bewerteten land- oder forstwirtschaftlichen Grundstücken wird eine
ergänzende Kapitalsteuer von 0,3 Promille einfache Steuer er-
hoben. Die Bestimmungen über die ergänzende Vermögenssteuer
natürlicher Personen werden sachgemäss angewendet.

Art. 99. Die einfache Steuer vom Eigenkapital beträgt:
a) 0,01 Promille, wenigstens Fr. 300.–, für Holding- und Domizil-

gesellschaften;
b) 0,2 Promille für die anderen juristischen Personen.

Die Gewinnsteuer wird an die Kapitalsteuer angerechnet.
Für gemischte Beteiligungsgesellschaften ermässigt sich die

Kapitalsteuer im Verhältnis der Beteiligungen zu den gesamten
Aktiven.

Eigenkapital der übrigen juristischen Personen und der kollek-
tiven Kapitalanlagen mit direktem Grundbesitz unter Fr. 50000.–
wird nicht besteuert.

Art. 100 und 101 werden aufgehoben.

Art. 105. Ausländische Arbeitnehmer, welche die fremden-
polizeiliche Niederlassungsbewilligung nicht besitzen, im Kanton
jedoch steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt haben, unter-
liegen für ihre Einkünfte aus unselbständiger Erwerbstätigkeit und
die an dessen Stelle tretenden Ersatzeinkünfte einem Steuerabzug
an der Quelle. Davon ausgenommen sind Einkünfte, die der Be-
steuerung nach Art.122bis ff. dieses Erlasses unterliegen.

Ehegatten, die in rechtlich und tatsächlich ungetrennter Ehe
leben, werden im ordentlichen Verfahren veranlagt, wenn einer der
Ehegatten das Schweizer Bürgerrecht oder die Niederlassungs-
bewilligung besitzt.

Überschrift nach Art.122 (neu). IIbis. Natürliche Personen mit
kleinen Arbeitsentgelten aus unselbständiger Erwerbstätigkeit

Art. 122bis (neu). Arbeitnehmer unterliegen für kleine Arbeits-
entgelte aus unselbständiger Erwerbstätigkeit einem Steuerabzug
an der Quelle. 
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Voraussetzung ist, dass der Arbeitgeber die Steuer im Rahmen des
vereinfachten Abrechnungsverfahrens nach Art. 2 und 3 des Bundes-
gesetzes gegen die Schwarzarbeit vom 17. Juni 20051 entrichtet.

Art.122ter (neu). Die Quellensteuer wird auf der Grundlage des
vom Arbeitgeber der AHV-Ausgleichskasse gemeldeten Brutto-
lohns ohne Berücksichtigung der übrigen Einkünfte, allfälliger
Berufskosten und Sozialabzüge erhoben.

Art.122quater (neu). Der Steuerabzug umfasst die Einkom-
menssteuern des Staates und der Gemeinden sowie die direkte Bun-
dessteuer. 

Der Steuersatz für die Einkommenssteuern des Staates und der
Gemeinden beträgt insgesamt 4,5 Prozent. 

Der Steuerabzug tritt an die Stelle der im ordentlichen Verfahren
zu veranlagenden Steuern. 

Art. 124. Der Schuldner der steuerbaren Leistung erhält, aus-
genommen bei Quellensteuern auf kleinen Arbeitsentgelten aus
unselbständiger Tätigkeit2, für seine Mitwirkung eine Bezugs-
provision. Die Regierung legt den Ansatz fest.

Kommt der Schuldner der steuerbaren Leistung seinen Mit-
wirkungspflichten nicht oder ungenügend nach, kann die Steuer-
behörde die Bezugsprovision herabsetzen oder ausschliessen.

Die zuständige AHV-Ausgleichskasse erhält für den Bezug der
Quellensteuer auf kleinen Arbeitsentgelten aus unselbständiger
Erwerbstätigkeit2 eine Bezugsprovision, deren Höhe das Bundes-
recht3 festlegt.

Art. 129. Die im Steuerabzug enthaltenen Gemeindeanteile
kommen der Gemeinde zu, in der bei Fälligkeit: 
a) der im Kanton unbeschränkt steuerpflichtige ausländische Arbeit-

nehmer seinen steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt hat; 
b) der Arbeitgeber des im Ausland wohnhaften Arbeitnehmers

Wohnsitz, Sitz oder Betriebsstätte hat; 
c) der im Ausland wohnhafte Künstler, Sportler oder Referent 

seine Tätigkeit ausübt; 
d) die juristische Person oder die ausländische Unternehmung, in

deren Verwaltung oder Geschäftsführung ein im Ausland wohn-
hafter Steuerpflichtiger tätig ist, Sitz oder Betriebsstätte hat; 

e) das Grundstück liegt, auf dem eine Forderung eines im Ausland
wohnhaften Gläubigers oder Nutzniessers durch Grund- oder
Faustpfand gesichert ist. 

Steuerbare 
Leistungen

Steuerabzug

Bezugs-
provision

Gemeinde-
anteile

1 SR 822.41; AS 2007, 359.
2 BG gegen die Schwarzarbeit vom 17. Juni 2005, SR 822.41.
3 Art.1 Abs. 5 der Verordnung über Massnahmen zur Bekämpfung der

Schwarzarbeit, VOSA; AS 2007, 373.
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Die Gemeindeanteile an den Steuern auf kleinen Arbeitsentgel-
ten aus unselbständiger Erwerbstätigkeit1 werden nach dem Mittel
der Gemeindesteuern im Kanton berechnet.

Die Gemeindeanteile an den Steuern auf Vorsorgeleistungen
werden auf die politischen Gemeinden nach Massgabe der Ein-
wohnerzahl am Ende des Vorjahres nach der eidgenössischen Sta-
tistik des jährlichen Bevölkerungsstandes verteilt.

Art. 130. Der Grundstückgewinnsteuer unterliegen die Gewinne,
die aus Veräusserung von Grundstücken des Privatvermögens oder
von Anteilen an solchen erzielt werden.

Der Grundstückgewinnsteuer unterliegen ausserdem: 
a) Gewinne aus Veräusserung land- und forstwirtschaftlicher

Grundstücke natürlicher Personen; 
b) Gewinne aus dem Handel mit Grundstücken natürlicher Per-

sonen, wenn im Kanton lediglich eine Steuerpflicht aus Grund-
eigentum besteht; 

c) Gewinne aus Veräusserung von Grundstücken juristischer Per-
sonen, die nach Art. 80 Abs.1 Bst. e bis h und j dieses Gesetzes
von der Steuerpflicht befreit sind. 

Art.175. Die kollektiven Kapitalanlagen mit direktem Grund-
besitz müssen der Veranlagungsbehörde für jede Steuerperiode eine
Bescheinigung über alle Verhältnisse einreichen, die für die Be-
steuerung des direkten Grundbesitzes und dessen Erträge massgeb-
lich sind.

Art.184. Der Schuldner der steuerbaren Leistung hat alle für die
vollständige Steuererhebung notwendigen Massnahmen vorzukeh-
ren. Er hat insbesondere: 
a) der Steuerbehörde alle natürlichen und juristischen Personen zu

melden, denen er der Quellensteuer unterliegende Leistungen
ausrichtet; 

b) bei Fälligkeit von Geldleistungen die geschuldete Steuer zurück-
zubehalten und bei anderen Leistungen, namentlich Naturalleis-
tungen und Trinkgelder, die geschuldete Steuer vom Steuer-
pflichtigen einzufordern; 

c) den Steuerabzug auch vorzunehmen, wenn der Steuerpflichtige
in einem andern Kanton der Besteuerung unterliegt; 

d) der Steuerbehörde bzw. bei Quellensteuern auf kleinen Arbeits-
entgelten aus unselbständiger Erwerbstätigkeit1 der zuständigen
AHV-Ausgleichskasse die Steuern fristgerecht abzuliefern und
mit ihnen darüber periodisch abzurechnen; 

Gegenstand
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Kapital-
anlagen
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1. Pflichten 
des Schuldners
der steuerbaren
Leistung

1 BG gegen die Schwarzarbeit vom 17. Juni 2005, SR 822.41.
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e) der Steuerbehörde zur Kontrolle der Steuererhebung Einblick in
alle Unterlagen zu gewähren und ihr über die für die Erhebung
der Quellensteuer massgebenden Verhältnisse mündlich oder
schriftlich Auskunft zu erteilen; 

f) dem Steuerpflichtigen eine Aufstellung oder eine Bestätigung
über die Höhe des Steuerabzugs sowie auf Verlangen gege-
benenfalls einen Lohnausweis auszustellen; 

g) Steuerpflichtige, die der nachträglichen ordentlichen Veran-
lagung nach Art. 112 dieses Gesetzes unterliegen, der Steuer-
behörde alljährlich unaufgefordert zu melden. 

Art.184bis (neu). Die AHV-Ausgleichskasse:
a) stellt dem Steuerpflichtigen eine Aufstellung oder Bestätigung

über die Höhe des Steuerabzugs aus;
b) überweist die einkassierten Steuerzahlungen nach Abzug der ihr

zustehenden Bezugsprovision der Steuerbehörde des Kantons, in
dem der steuerpflichtige Arbeitnehmer wohnt.

Art. 201. Die Einleitung des Nachsteuerverfahrens wird dem
Steuerpflichtigen unter Angabe des Grundes schriftlich mitgeteilt.
Dabei wird er auf die Möglichkeit der späteren Einleitung eines
Strafverfahrens wegen Steuerhinterziehung aufmerksam gemacht,
wenn ein solches bei der Einleitung des Nachsteuerverfahrens
weder eingeleitet wird, noch hängig ist, noch von vornherein ausge-
schlossen werden kann.

Das Nachsteuerverfahren, das beim Tod des Steuerpflichtigen
noch nicht eingeleitet oder noch nicht abgeschlossen ist, wird
gegenüber den Erben eingeleitet oder weitergeführt.

Die Vorschriften über das Veranlagungs-, das Rekurs- und das
Beschwerdeverfahren werden sachgemäss angewendet.

Art. 210. Eine vorläufige Steuerrechnung wird dem Steuer-
pflichtigen zugestellt: 
a) bei periodischen Einkommens- und Vermögenssteuern in jedem

Kalenderjahr für die Steuerperiode, die im gleichen Jahr endet; 
b) bei Gewinn- und Kapitalsteuern für die abgelaufene Steuer-

periode;
c) bei nicht periodischen Steuern, wenn die Höhe des mutmasslich

geschuldeten Steuerbetrags eine vorläufige Steuerrechnung
rechtfertigt oder der Steuerpflichtige eine solche verlangt. 

Die vorläufige Steuerrechnung kann für die periodischen Ein-
kommens- und Vermögenssteuern in Raten aufgeteilt werden.

1bis. Pflichten
der AHV-Aus-
gleichskasse
bei Quellen-
steuern 
auf kleinen
Arbeits-
entgelten aus
unselbständiger
Erwerbs-
tätigkeit1
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1 BG gegen die Schwarzarbeit vom 17. Juni 2005, SR 822.41.
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Grundlage der vorläufigen Rechnung sind die Steuererklärung,
die letzte rechtskräftige Veranlagung oder der mutmasslich geschul-
dete Steuerbetrag.

Eine Akontozahlung kann verfügt werden, wenn die vorläufige
Steuerrechnung: 
a) bei periodischen Steuern nicht bis am Ende der Steuerperiode

bezahlt wird; 
b) bei nicht periodischen Steuern nicht innerhalb von 90 Tagen

bezahlt wird. 

Art. 211. Die Schlussrechnung wird dem Steuerpflichtigen nach
Vornahme der Veranlagung zugestellt. Sie kann mit der Eröffnung
der Veranlagung verbunden werden.

Wird gegen die Veranlagung Einsprache erhoben, gilt die
Schlussrechnung als aufgehoben. Eine neue Schlussrechnung wird
dem Steuerpflichtigen nach dem Entscheid über die Veranlagung
zugestellt. Sie kann mit der Eröffnung des Entscheids über die Ver-
anlagung verbunden werden.

Wird gegen den Entscheid über die Veranlagung Rekurs erho-
ben, gilt die Schlussrechnung als aufgehoben. Eine neue Schluss-
rechnung wird dem Steuerpflichtigen nach Abschluss des Rechts-
mittelverfahrens zugestellt.

Art. 224. Steuerpflichtigen, die in Not geraten sind oder für wel-
che die Bezahlung der Steuern, der Zinsen, der Bussen oder der
Kosten eine grosse Härte bedeutet, kann der geschuldete Betrag
gestundet oder ganz oder teilweise erlassen werden.

Gesuche um Stundung und Erlass sind innert der Zahlungsfrist
schriftlich und begründet der Bezugsstelle einzureichen. Auf Ge-
suche, die nach Zustellung des Zahlungsbefehls eingereicht wer-
den, wird nicht eingetreten.

Das kantonale Steueramt entscheidet, bei Einkommens- und
Vermögenssteuern nach Anhören des Gemeinderates, über Stun-
dung und Erlass. Das Gemeindesteueramt kann, soweit das Gesuch
die Einkommens- und Vermögenssteuern betrifft, bei dessen Be-
arbeitung nach Vorgabe des kantonalen Steueramtes mitwirken. 

Stundungsentscheide sind endgültig. Erlassentscheide können
mit Rekurs und Beschwerde angefochten werden.

Art. 257. Die Einleitung des Untersuchungsverfahrens wegen
Steuerhinterziehung wird dem Angeschuldigten unter Angabe des
Anfangsverdachts schriftlich eröffnet. 

Dem Angeschuldigten wird Gelegenheit gegeben, sich zu der
gegen ihn erhobenen Anschuldigung zu äussern. Er wird auf sein
Recht hingewiesen, die Aussage und seine Mitwirkung zu verwei-
gern.
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Das Untersuchungsverfahren wegen Verletzung von Verfahrens-
pflichten wird eröffnet, wenn der Angeschuldigte gegen die Bus-
senverfügung Einsprache erhebt.

Art. 259. Das kantonale Steueramt oder die zuständige Ge-
meindestelle untersucht den Sachverhalt. Die untersuchende Person
kann insbesondere den Angeschuldigten befragen und Zeugen ein-
vernehmen.

Beweismittel aus einem Nachsteuerverfahren dürfen in einem
Strafverfahren wegen Steuerhinterziehung nur verwendet werden,
wenn sie weder unter Androhung einer Veranlagung nach pflicht-
gemässem Ermessen mit Umkehr der Beweislast im Sinn von
Art.180 Abs. 2 dieses Erlasses noch unter Androhung einer Busse
wegen Verletzung von Verfahrenspflichten beschafft wurden.

Der Angeschuldigte kann in die Akten Einsicht nehmen, sobald
dies ohne Gefährdung des Untersuchungszwecks möglich ist. Im
Übrigen gelten die im Veranlagungsverfahren anwendbaren Be-
stimmungen über die Verfahrensrechte des Steuerpflichtigen und
die Mitwirkungspflichten von Drittpersonen und Amtsstellen sach-
gemäss.

Über die wesentlichen Verhandlungen und die Verfügungen wer-
den fortlaufend Protokolle geführt, welche über Inhalt, Ort und Zeit
der Handlungen und die Namen der anwesenden Personen Auskunft
geben.

II.

Verluste gelten nach Art. 86 Abs.1 dieses Erlasses als berücksich-
tigt, wenn für eine Steuerperiode die Minimalsteuer nach Art.100
dieses Erlasses nach bisherigem Recht entrichtet wurde.

III.

Das Ergänzungsleistungsgesetz vom 22. September 19911 wird wie
folgt geändert:

Art.16. Ergänzungsleistungen nach diesem Gesetz, die nicht
durch Beiträge des Bundes gedeckt werden, tragen:
a) der Kanton zu 87,5 Prozent;
b) die politischen Gemeinden zu 12,5 Prozent.

Die politische Gemeinde trägt die Verwaltungskosten der Ge-
meindezweigstelle, der Kanton die übrigen Verwaltungskosten.

1 sGS 351.5.

3. Untersuchung
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IV.

Angewendet werden:
a) Abschnitt I Art. 8 Abs.1 Bst. a und Art. 50 Abs.1 und 2 sowie

Abschnitt III dieses Erlasses ab 1. Januar 2011;
b) Art. 32bis, Art. 33 Abs.1 Bst. c, Art. 43, Art. 45 Abs.1 Bst. a,

Art. 52bis, Art. 55, Art.87 Abs. 1 und 4, Art. 90 Abs.1 und Art. 91
Abs.1 bis 3 dieses Erlasses ab der Inkraftsetzung des Bundes-
gesetzes über die Verbesserungen der steuerlichen Rahmen-
bedingungen für unternehmerische Tätigkeiten und Investitionen
vom 23. März 20071;

c) die übrigen Bestimmungen dieses Erlasses ab 1. Januar 2009.

V. 

Dieser Erlass untersteht dem obligatorischen Finanzreferendum.2

Die Präsidentin des Kantonsrates:
Marie-Theres Huser

Der Staatssekretär:
lic. iur. Martin Gehrer

1 BBl 2007, 2321.
2 Art. 6 RIG, sGS 125.1.
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Die Regierung des Kantons St.Gallen

erklärt:1

Der III. Nachtrag zum Steuergesetz2 ist in der Volksabstimmung
vom 28. September 2008 mit 81 493 Ja- gegen 19 998 Nein-Stim-
men angenommen worden3 und demnach am 28. September 2008
rechtsgültig geworden.

Der Erlass wird nach Abschnitt IV des Erlasses angewendet.

St.Gallen, 21. Oktober 2008 Die Präsidentin der Regierung:
Heidi Hanselmann

Der Leiter derStaatskanzlei a. i.:
Rolf Vorburger

1 Siehe ABl 2008, 3393.
2 Abstimmungsvorlage siehe ABl 2008, 2844 ff.
3 Abstimmungsergebnis siehe ABl 2008, 3159 ff.



nGS 43–159

811.1


	%Title%

